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Arbeitsstellen, einschließlich der Anwendung gleicher Krite­
rien bei der Auswahl für einen Arbeitsplatz;

c) das Recht auf freie Wahl eines Berufs und einer Ar­
beitsstelle, auf beruflichen Aufstieg, Sicherheit des Arbeits­
platzes und alle materiellen Leistungen und Arbeitsbedin­
gungen im Rahmen der betreffenden Tätigkeit sowie auf be­
rufliche Ausbildung und Umschulung, einschließlich einer 
Lehre, beruflicher Qualifizierung und periodischer Ausbil­
dung;

d) das Recht auf gleiche Entlohnung, einschließlich mate­
rieller Beihilfen, und Gleichstellung im Hinblick auf gleich­
wertige Arbeit sowie gleiche Behandlung in bezug auf die 
Bewertung der Qualität der Arbeit;

e) das Recht auf soziale Sicherheit, besonders bei Eintritt 
in den Ruhestand, bei Arbeitslosigkeit, Krankheit, Invalidi­
tät, höherem Alter und sonstiger Arbeitsunfähigkeit sowie 
das Recht auf bezahlten Urlaub;

f) das Recht auf Gesundheitsschutz und Sicherheit im Ar­
beitsprozeß einschließlich des Schutzes der Fortpflanzungs­
fähigkeit.“

Keine dieser Forderungen wird in den imperialistischen 
Ländern erfüllt.

Das Recht auf Arbeit als unveräußerliches Recht aller 
Menschen ist weder für die Männer und schon gar nicht für 
die Frauen realisiert. Ende 1983 wurde, von der EG-Kommis- 
sion eine Untersuchung über die „Frauenarbeitslosigkeit in 
der Gemeinschaft“ vorgelegt. Dort heißt es: „So hat die 
Frauenarbeitslosigkeit seit 1970 um 15 Prozent mehr zuge­
nommen als die Männerarbeitslosigkeit; von 1970 bis 1981 
stieg die Arbeitslosenquote der Männer um das 3,4fache, die 
der Frauen um das 5,3fache. Der Frauenanteil an den Ar­
beitslosen erreichte im Dezember 1982 im Gemeinschafts­
durchschnitt 40,5 Prozent, während sie 36 Prozent der Be­
schäftigten stellen. Im Jahr 1982 belief sich im Europa der 
Zehn der Anteil der arbeitslosen Frauen auf 11,2 Prozent ge­
genüber 9,5 Prozent der männlichen Arbeitnehmer. Im glei­
chen Jahr 1982 betrug der Anteil der arbeitslosen jungen 
Frauen unter 25 Jahren 48 Prozent aller Arbeitslosen unter 
25 Jahren, wobei die Mehrheit der erwerbslosen Frauen 
(53 Prozent) weniger als 25 Jahre zählen.“

Aufschlußreich ist, was in diesem Bericht zu dem Problem 
„Spezifische Aspekte der Frauenarbeitslosigkeit“ ausgeführt 
wird: „Für jeden Arbeitslosen sind sein Ausbildungs- und 
Qualifikationsniveau, sein Alter und seine frühere Berufs­
erfahrung maßgeblich; doch wird die Gefahr der Frauen­
arbeitslosigkeit noch durch das Zusammenwirken anderer 
spezifischer Faktoren vergrößert, die unmittelbar mit dem 
Geschlecht und mit den Rollen Zusammenhängen, die die 
Frauen traditionsgemäß in der Gesellschaft übernehmen.

a) Die Familienaüfgaben, die zum großen Teil noch den 
Frauen obliegen, sind ein Hindernis für den linearen Verlauf 
der beruflichen Laufbahn der erwerbstätigen Mütter, wäh­
rend sie für die erwerbstätigen Väter in den Augen der Ar­
beitgeber eher einen positiven Faktor darstellen.

Im übrigen bilden die alleinstehenden Frauen, die Ernäh­
rer der Familie sind, eine Gruppe mit besonders hoher Ar­
beitslosigkeit. Schließlich kommt durch die traditionelle Sicht 
der Rolle der Frau als Hauptverantwortliche für das Familien- 
und häusliche Leben die Vorstellung auf, daß sie leichter mit 
der Arbeitslosigkeit leben können.

b) Mehr noch als das Fehlen einer Ausbildung oder einer 
Qualifikation ist es die Unzulänglichkeit der Qualifikationen, 
die die berufsspezifische Geschlechtertrennung verschärft, 
weshalb es Frauen bei der Arbeitssuche schwerer haben als 
Männer.

c) Parallel zur Zunahme der Frauenbeschäftigung, die sich 
im ziemlich raschen Tempo vollzog, hat sich auch das Phä­
nomen der Instabilität der Arbeitsplätze, die den Frauen in 
der Regel angeboten werden (Schlechtbezahlte ausführende 
Tätigkeiten), gezeigt, die dazu beiträgt, daß die Frauen in 
eine marginale Beschäftigungssituation gedrängt werden und 
dann die Zeiten der Arbeitslosigkeit immer häufiger werden.

d) Die noch weitverbreitete Vorstellung, daß die Frauen­
arbeit eine Hilfstätigkeit, die die des Ernährers der Familie 
ergänzt, oder eine zweitklassige Tätigkeit ist, hat zur Folge, 
daß die Frauen als Arbeitskräftereserve betrachtet werden, 
die in Zeiten des wirtschaftlichen Wachstums und Wohlstands 
in Anspruch genommen werden kann und in Zeiten der Re­
zession ungenutzt bleibt oder bestenfalls zu den niedrigsten 
Lohnkosten eingesetzt wird.“17 18

Diese Einschätzung ist recht realistisch. Nur: es wird nicht 
danach gefragt, wer die Schuld daran trägt, daß diese tra­
ditionellen Vorstellungen am Leben geblieben sind, daß Fa­
milienaufgaben ausschließlich der Frau obliegen, daß die 
Qualifikation unzulänglich ist. Nicht gesagt wird auch, in

Organisierte Verbrechen in Japan

Im Vergleich zu anderen kapitalistischen Industriestaaten ist 
die Kriminalitätsrate Japans relativ niedrig (im Jahre 1981 
wurden 1 240 Straftaten je 100 000 Einwohner registriert). Be­
sorgniserregend ist jedoch das Ansteigen der organisierten 
Verbrechen in Japan.

So berichtete die „Frankfurter Rundschau* (Frankfurt a. M.) 
vom 29. Januar 1985, daß unter den nach Art der Mafia orga­
nisierten Banden Japans derzeit. Unruhe herrscht Ende Januar 
1985 waren die drei wichtigsten Führer des größten japanischen 
Unterweltsyndikats Yamaguchi-gumi in Osaka ermordet wor­
den. Japanische Behörden vermuten, Hintermann der Tat sei 
ein Rivale der Ermordeten aus den Reihen der Yamaguchi-gumi, 
und befürchten ein erneutes Auffladcern der blutigen Macht­
kämpfe zwischen einzelnen Untergruppen des Syndikats.

Zwar verzeichnet das 1982 in Tokio erschienene „Weißbuch 
der Kriminalität* einen Rückgang der Zahl krimineller Banden 
und ihrer Mitglieder. Zugleich macht es aber deutlich, daß die 
Yakuza — die in Banden organisierten Gangster — ein gefähr­
liches kriminelles Potential darstellen, das in wachsendem 
Maße sein Wirkungsfeld erweitert

Traditionell ist das Betreiben von Spieisalons, Zuhälterei 
und Protektion von Nachtclubs sowie Rauschgifthandel die 
Hauptquelle der jährlich mit etwa 10 Milliarden Mark veran­
schlagten Einnahmen der Gangsterbanden. Jedoch werden auch 
immer wieder Fälle krimineller politischer Aktivitäten bekannt, 
die von der offiziellen Kriminalstatistik nicht erfaßt sind. So 
hatte bereits in den Nachkriegsjahren der 1984 verstorbene, 
im Zusammenhang mit dem Bestechungsskandal um den USA- 
Konzern Lockheed verurteilte Bandenchef Yoshio Kodama aus­
gezeichnete Verbindungen zu führenden japanischen Politikern. 
In den 60er Jahren griff‘eine von Yakuza unterstützte Schläger­
truppe in die Auseinandersetzungen um den amerikanisch-ja­
panischen „Sicherheitsvertrag“ ein, und auch in ultrarechten 
nationalistischen Organisationen spielen die Yakuza eine nicht 
zu unterschätzende Rolle.

Dem „Weißbuch der Kriminalität“ ist zu entnehmen, daß 
der Anteil der Yakuza an der Gesamtzahl der inhaftierten Per­
sonen bei Tötungsverbrechen 30 Prozent, bei Raub 20 Prozent, 
bei Bedrohung 58 Prozent, bei Erpressung 44 Prozent, bei 
Glücksspiel 54 Prozent und bei Rauschgiftdelikten 27 Pro­
zent beträgt. Doch der „Markt“ für Schutzgeldeintreiber, Zu­
hälter und Drogenhändler ist eng geworden. Immer öfter kommt 
es zu Auseinandersetzungen zwischen rivalisierenden Banden. 
Allein im Jahre 1983 wurden mehr als 200 Schießereien unter 
Gangstern registriert.

Die organisierten Verbrechen sind damit zu einer ernsten 
Gefahr für die japanische Gesellschaft geworden. B. We.

wessen Interesse die Lasten der Krise vor allem auf die 
Frauen abgewälzt werden. Von den Interessen des Monopol­
kapitals wird nicht gesprochen. Die imperialistischen Regie­
rungen und Monopole hoffen vor allem dadurch, daß die Frau 
wieder auf die Familie, auf ihre natürliche Aufgabe als Mut­
ter verwiesen wird, das entstehende soziale Konfliktpoten­
tial zu minimieren. Für den Kapitalismus ist trotz schöner 
Worte von den Rechten der Frau die weibliche Arbeitskraft 
als „industrielle Reservearmee“ Manövriermasse — die je 
nach dem Verwertungsbedürfnis des Kapitals in den gesell­
schaftlichen Arbeitsprozeß einbezogen oder auf Haushalt und 
Familie verwiesen wird.

*

Die aufgeworfenen Probleme machen es relativ einfach, die 
Antwort auf die Frage nach den Ursachen dieser negativen 
Bilanz zu finden: Es ist das im Imperialismus alle Beziehun­
gen beherrschende Interesse am Profit, das Menschenrechte 
und völkerrechtsgültige Dokumente verletzt. „Gleichberechti­
gung — konjunkturbedingt“ überschreibt die Stuttgarter Zei­
tung einen Artikel und trifft damit den Kern.tS

Fassen wir die Überlegungen zur Bilanz zusammen, so er­
gibt sich, daß Fortschritte erreicht werden konnten, weil der 
Kampf gegen die Diskriminierung der Frau sich verstärkt 
hat, daß aber auch Verschlechterungen auf bestimmten Gebie­
ten nicht verhindert werden konnten. Wie auf allen Gebieten 
beweist auch die Situation der Frau, daß der Imperialismus 
außerstande ist, die sozialen Probleme der Menschheit zu 
lösen.

17 Vgl. hierzu: Informationen für die Frau, Bonn, 4Д984, s. 5.
18 Stuttgarter Zeitung vom 7. November 1983.


